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Zusammenfassung  

Die komba gewerkschaft nrw als Fachgewerkschaft für die Beschäftigten im kommunalen 

öffentlichen Dienst nimmt zum Gesetzentwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Ord-

nungsbehördengesetzes (Drucksache 18/14524 vom 01.07.2025, ausgegeben am 

04.07.2025), wie folgt Stellung. 

Das Gesetz zielt auf die „Stärkung der kommunalen Ordnungsbehörden“. Zur Umsetzung er-

folgt dazu im Ordnungsbehördengesetz neuer Fassung (OBG n.F.) die Verortung polizei- 

licher Standardbefugnisse nach dem Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (PolG 

NRW) sowie die Übertragung weiterer Befugnisse. Letztlich sollen kommunale Ordnungsbe-

hörden die funktional wie rechtlich erforderlichen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr effek-

tiver handhaben (können), um gestiegene Anforderungen in der Vollzugstätigkeit zu bewäl-

tigen. Der Stellungnahme ist insoweit voranzustellen, dass Befugnisse allein nicht genügen 

(können), um die Ordnungsbehörden in einem verändernden gesellschaftlichen Umfeld zu 

stärken. Vielmehr werden insbesondere die Anforderungen an die Mitarbeitenden im kom-

munalen Ordnungsdienst (KOD) erheblich steigen. Dabei ergibt vor allem das mit dem OBG 

n.F. vorausgesetzte Verantwortungsbewusstsein für Grundrechtseingriffe grundsätzlichen 

Bedarf der Qualifizierung und Fortbildung sowie den Bedarf einer einheitlich auf das Berufs-

bild ausgerichteten Ausbildung, dem jeweils zwingend nachzukommen ist. 

Die komba gewerkschaft nrw begrüßt grundsätzlich die Ausprägung der ordnungsbehörd-

lichen Befugnisse. Gerade mit Blick auf den Arbeitsalltag sind Erweiterungen zur Befugnis, 

neben Platzverweisen außerdem zeitlich andauernde Aufenthaltsverbote aussprechen zu 

dürfen, ein effektives Mittel zur Aufgabenbewältigung. Die Position der Kommunalen Ord-

nungsdienste im Sinne der Gefahrenabwehr wird hierdurch gestärkt.  

Die bereits zum 01.07.2021 durch Aufnahme einer Verweisung auf das PolG NRW eingeführte 

Befugnis zum Einsatz der sogenannten Bodycams verschafft den Kommunen zwar einen 

verlässlichen Rechtsrahmen. Diesen haben viele Kommunen durch flankierende Dienstver-

einbarung bislang für einen Testbetrieb genutzt und streben aktuell die dauerhafte Einfüh-

rung an. Jedoch sollten konkretisierende Ausführungsbestimmungen auch für die Beschäf-

tigten im KOD vorgesehen werden. 

Konkret wünschen sich die Mitarbeitenden im KOD Leitlinien etwa durch einen Ausfüh-

rungserlass, insbesondere für den Anwendungsfall des Aufenthaltsverbotes. Inhaltliche Vor-

gaben sollten außerdem zur Verwendung und zur Nutzungsbeschränkung von Bodycams 

bei Betroffenheit des Kernbereiches privater Lebensgestaltung ergehen. Zwar wird dieser 

Schutzbereich bei Streifengängen im Stadtgebiet nur ausnahmsweise betroffen sein. Je-

doch werden die technischen Einsatzmittel unter Beachtung des besonderen Schutzaspek-

tes der Wohnung auch hier zum Einsatz kommen können. Hierzu besteht außerdem erheb-

licher Qualifizierungs- und Fortbildungsbedarf. 

Abgesehen von der noch theoretischen Auseinandersetzung um den Funktionsvorbehalt 

bei hoheitlichen Eingriffen erzeugt das OBG n.F. tatsächlich eine Vielzahl rechtlicher wie 
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praktischer Folgewirkungen sowie schulungsbedingte Kosten. Neben der unverzüglichen 

Anforderung, die Mitarbeitenden mit durchfinanzierten Fortbildungsmaßnahmen zur Aus-

übung insbesondere der erweiterten Befugnisse zu schulen, ergibt der Ausblick die Notwen-

digkeit, eine eigene Ausbildungs- und Prüfungsordnung für fachlich geeignetes und recht-

lich qualifiziertes Personal im KOD zu schaffen. Solange weder eine Fortbildungsordnung 

noch eine Anpassungsfortbildungsordnung bestehen, sind Fortbildungsprüfungsregelun-

gen durch Rechtsverordnung im Sinne des § 54 BBiG zu schaffen. 

Die landesweit einheitlich anzustrebende Qualifizierung und Fortbildung bzw. Ausbildung 

soll die gesteigerten fachlichen Anforderungen durch ein attraktives Berufsbild spiegeln. 

Dazu fordert die komba gewerkschaft nrw entsprechend der hoheitlichen Ausprägung der 

Aufgaben die Aktualisierung und tarifliche Neubewertung der Stellenbeschreibungen, die 

der Schwere insbesondere der übertragenen Grundrechtseingriffe Rechnung trägt. 

Aus Sicht der komba gewerkschaft nrw ist das gesetzgeberische Ziel der „Stärkung der kom-

munalen Ordnungsbehörden“ schließlich nur dann erreichbar, wenn es von den nötigen 

strukturellen, personellen und rechtlichen Anpassungen flankiert wird. Insbesondere dür-

fen zusätzliche hoheitliche Aufgaben für kommunale Ordnungskräfte nicht ohne zusätzliche 

Ressourcen, klare rechtliche Rahmenbedingungen und verbesserten Schutz der Beschäftig-

ten übertragen werden. 

Im Folgenden werden die erwarteten Auswirkungen des Gesetzentwurfs analysiert, die ge-

werkschaftlichen Positionen eingebracht und Erwartungen gegenüber Landesregierung 

und Gesetzgeber formuliert. 

 

I. Verortung von Polizeiaufgaben im OBG n.F. mit strukturellen Auswirkungen 

Die bisherige Verweisungstechnik in § 24 Absatz 1 OBG wird im OBG n.F. mit Recht aufgelöst, 

indem die entsprechenden Befugnisse im PolG NRW in den §§ 24a bis 24z im OBG n.F. selbst 

verortet werden. Nach der Gesetzentwurfsbegründung ergebe dies zwar „weder eine Erwei-

terung noch eine Reduzierung der Befugnisse, sodass der Status quo beibehalten wird“. Den-

noch stellt bereits diese Neustrukturierung einen wichtigen Einschnitt dar: Die Ordnungs-

behörden erhalten damit formal alle polizeilichen Standardbefugnisse im eigenen Geset-

zeswerk. Die Aufgabenverteilung in der Gefahrenabwehr wird neu justiert, auch wenn die 

rechtlichen Befugnisse nominell gleich bleiben. In der Praxis dürfte die Eigenständigkeit der 

Ordnungsbehörden bei ordnungsrechtlichen Einsätzen gestärkt werden, da sie nun auf eine 

klar kodifizierte Rechtsgrundlage im OBG n.F. zurückgreifen können statt auf Verweisungen 

ins Polizeirecht. 

Aus gewerkschaftlicher Sicht ergibt die eigenständige Norm des § 24o OBG n.F. eine sub-

stanzielle Aufgabenanreicherung für den KOD: Die Kontrolle der Einhaltung solcher Aufent-

haltsverbote und der Umgang mit längerfristigen Verweisungsentscheidungen erfordern er-

hebliche Fachkenntnis, eine geeignete Ausstattung, individuelles Fingerspitzengefühl und 

eine klare rechtliche und organisatorische Absicherung. Das folgt laut Gesetzentwurf dem 

angestrebten „Professionalisierungsgrad der Ordnungsbehörden“.  
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In der Praxis stellt sich zudem die Frage, wie eine Gewahrsamnahme gemäß § 24p OBG n.F. 

durchgeführt werden soll. Schließlich verfügt nicht jeder kommunale Ordnungsdienst über 

Räumlichkeiten, um den Gewahrsam räumlich abzubilden und Personen gesichert unterzu-

bringen. Die Erfordernisse an bauliche Voraussetzungen, Überwachung etc. sind leider auch 

kostenseitig bislang nicht in Bedacht genommen worden. Zumal eine Unterbringung bei der 

Polizei im Rahmen der Amtshilfe ausscheiden dürfte, weil dies die Effektivität der Maß-

nahme untergraben würde. Da der Gesetzgeber die Möglichkeit der Amtshilfe bei der Polizei 

zudem nicht in die gesetzlichen Regelungen aufgenommen hat, dürfte davon auszugehen 

sein, dass dies nicht gewünscht ist. Vielmehr sollen die Ordnungsbehörden eigenständig 

Personen in Gewahrsam nehmen können.  

Eine Ausweitung der Befugnisse der Kommunen betrifft auch die Verkehrsüberwachung. 

Danach wird kleinen und mittleren kreisangehörigen Kommunen auf Antrag ermöglicht, Ge-

schwindigkeitsmessungen und Rotlichtüberwachungen an Gefahrenstellen durchzuführen. 

Zudem erhalten die Kreisordnungsbehörden die Befugnis, auf Bundesautobahnen mobile 

Überwachungstechnik zur Tempokontrolle einzusetzen. Diese Änderungen folgen den For-

derungen der kommunalen Spitzenverbände nach mehr Flexibilität in der Verkehrsüberwa-

chung und dem Landesziel „Vision Zero“ für mehr Verkehrssicherheit. In der Konsequenz 

bedeuten sie jedoch eine Verlagerung hoheitlicher Verkehrsüberwachungsaufgaben von 

der Polizei hin zu den kommunalen Ordnungsämtern. Das Personal im KOD müsste für Ver-

kehrsüberwachungsaufgaben besonders geschult werden, da Einsätze im Gefahrenraum 

der Autobahnen und unfallträchtigen Gefahrenstellen hohe Anforderungen an die Eigensi-

cherung, die Arbeitssicherheit und das Fachwissen stellen. Hier zeigt sich erneut, dass der 

kommunale Vollzugsdienst neue Aufgabenfelder mit erheblichem Gefahrenpotenzial über-

nimmt. 

Strukturell bewirkt der Gesetzentwurf eine Stärkung der kommunalen Ebene in der Gefah-

renabwehr. Dadurch wird Kommunalverwaltungen mehr Verantwortung für die Aufrechter-

haltung der öffentlichen Sicherheit übertragen. Diese Veränderung entspricht zwar dem im 

Entwurf formulierten Ziel, die „kommunale Sicherheitsverantwortung“ zu erhöhen, wirft 

aber zentrale Anschlussfragen auf: Verfügen die Kommunen über die qualitativ wie quanti-

tativ erforderlichen personellen und organisatorischen Kapazitäten, um diese erweiterten 

Befugnisse sachgerecht auszuüben? Wie wird die Zusammenarbeit mit der Polizei neu aus-

tariert? Und nicht zuletzt: Erfordert die Wahrnehmung solcher genuin hoheitlicher Eingriffs-

rechte gegebenenfalls eine Verbeamtung der ausführenden Kräfte? 

Die letztgenannte Frage berührt den Verfassungsgrundsatz des Artikel 33 Absatz 4 GG, wo-

nach die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse in der Regel Beamt*innen vorbehalten 

sein soll. Bisher werden kommunale Ordnungskräfte in Nordrhein-Westfalen überwiegend 

als Tarifbeschäftigte eingesetzt. Dabei drückt die Spannbreite der Eingruppierungen der 

eingesetzten Tarifbeschäftigten von Entgeltgruppe 4 TVöD-V bis Entgeltgruppe 9a TVöD-V 

das bislang nicht nur fehlende, sondern gänzlich uneinheitliche Anforderungs- und Qualifi-

kationsniveau aus. Hierzu bedarf es also möglichst zeitnah ebenso flankierender berufs-

rechtlicher Regelungen zur standardisierten Aus- und Fortbildung der kommunalen Ord-

nungskräfte. 
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Mit der Übertragung polizeilicher Eingriffsbefugnisse (z. B. Identitätsfeststellung, Platzver-

weis, Wohnungsbetretung oder Gewahrsamnahme) auf Tarifbeschäftigte ist jedenfalls sorg-

fältig zu prüfen, ob dies noch im Einklang mit Artikel 33 Absatz 4 GG steht. 

Die komba gewerkschaft nrw regt für das Gesetzgebungsverfahren eine Klarstellung an, wie 

übertragene Aufgaben durch Tarifbeschäftigte rechtlich absichert wahrgenommen werden. 

Hierzu wird ein Ausführungserlass zum OBG n.F. angeregt. Gegebenenfalls sind Statusan-

passungen zu erwägen, um den Anforderungen des Funktionsvorbehalts gerecht zu wer-

den. Alternativ müssten organisatorische Vorkehrungen getroffen werden, sodass Entschei-

dungen über Grundrechtseingriffe verbeamteten Kolleg*innen vorbehalten bleiben und ta-

rifbeschäftigte Ordnungskräfte nur auf Anordnung tätig werden. Ohne eine solche Klärung 

besteht Rechtsunsicherheit für die Beschäftigten wie für die Bürger*innen. 

 

II. Anforderungsgerechte sächliche wie personelle Ausstattung 

Die komba gewerkschaft nrw hat in verschiedenen Papieren die Anforderungen für kommu-

nale Vollzugsdienste bereits deutlich beschrieben, insbesondere im Forderungspapier der 

Projektgruppe Vollzugsdienste (2023) sowie in der Informationsbroschüre „Mehr Unterstüt-

zung für den Ordnungsdienst!“ (2021). Diese Positionen fließen in die Bewertung einer dem 

OBG n.F. genügenden sächlichen wie personellen Ausstattung ein. 

Kernaussage dabei ist: Eine Stärkung der Ordnungsbehörden darf nicht isoliert durch recht-

liche Befugniserweiterung erfolgen, sondern muss Hand in Hand gehen mit besserer Aus-

stattung, mehr Personal, verbesserten Arbeitsbedingungen und klarer politischer Rücken-

deckung für die Ordnungskräfte. Im Einzelnen fordert die komba gewerkschaft nrw: 
 

• Angemessene Einsatzmittelausstattung (Fahrzeuge und Technik) 

Die Einsatzfahrzeuge des KOD müssen den gestiegenen Anforderungen entsprechend aus-

gerüstet werden. Bereits der Städtetag NRW spricht sich mit Vorstandsbeschluss vom 

08.02.2023 dafür aus, Ordnungsdienst-Fahrzeuge mit Blaulicht, Einsatzhorn, reflektieren-

den Markierungen, Außenlautsprechern und Arbeitsleuchten auszustatten, um die Sicher-

heit der Beschäftigten im KOD und aller Verkehrsteilnehmenden zu erhöhen. Diese Ausstat-

tung stärkt zugleich die Autorität und Wiedererkennbarkeit des Ordnungsaußendienstes. 

Die komba gewerkschaft nrw unterstützt diese Forderung ausdrücklich. Hierfür muss das 

Land Nordrhein-Westfalen von der Ausnahmegenehmigung nach der Straßenverkehrszu-

lassungsordnung Gebrauch machen bzw. gegenüber dem Bund auf eine Öffnungsklausel in 

der Straßenverkehrszulassungsordnung hinwirken, um Ordnungsdiensten die notwendige 

Ausstattung ihrer Einsatzfahrzeuge zu ermöglichen. Darüber hinaus begrüßt die komba ge-

werkschaft nrw die geplante Einführung des BOS-Digitalfunks auch im KOD und mahnt an, 

diese Anbindung an den behördeneinheitlichen Funk zu beschleunigen, damit Ordnungs-

kräfte in Gefahrenlagen lückenlos und direkt mit Polizei und Rettungsdiensten kommuni-

zieren können. 
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• Persönliche Schutzausrüstung und Einsatzmittel 

Der KOD benötigt landeseinheitliche Standards auch für die persönliche Ausstattung. Künf-

tig darf die Haushaltslage einer Kommune nicht mehr darüber entscheiden, ob Ordnungs-

kräfte ausreichend Schutz erfahren. Ein Mindeststandard an Eigensicherung muss verpflich-

tend gewährleistet sein. Dazu zählen insbesondere ballistische und stichfeste Schutzwesten 

sowie schnitt- und stichfeste Handschuhe für alle Einsatzkräfte. Des Weiteren müssen Reiz-

stoffsprühgeräte (Pfefferspray) zur Standardausrüstung gehören. Unter Beachtung örtli-

cher Gegebenheiten kann auch das Führen eines Einsatzmehrzweckstocks (Tonfa/Schlag-

stock) sinnvoll sein. Voraussetzung ist hier jedoch eine gründliche, regelmäßige Schulung 

im Umgang mit diesem Einsatzmittel. Außerdem spricht sich die komba gewerkschaft nrw 

für die Ausweitung des Bodycam-Einsatzes auf alle kommunalen Vollzugsbereiche aus. Die 

Aufnahmen haben sich als hilfreiches Beweismittel bei Übergriffen erwiesen und wirken oft 

deeskalierend. Letztlich fordert die komba gewerkschaft nrw die Einführung eines landes-

weit einheitlichen Erscheinungsbildes (Uniform und Kennzeichnung) für den kommunalen 

Ordnungs- und Vollzugsdienst. Ein solches einheitliches Auftreten erhöht den Wiedererken-

nungswert und die Akzeptanz in der Bevölkerung und erleichtert zugleich die Beschaffung 

von Dienstkleidung und Ausrüstung in hoher Qualität. Kurz: Die Beschäftigten im KOD brau-

chen eine Ausstattung, die ihrer gefährlichen und verantwortungsvollen Aufgabe gerecht 

wird. Diesem Bedarf muss flächendeckend in Nordrhein-Westfalen Rechnung getragen wer-

den, nicht nur in finanziell leistungsfähigen Kommunen. 

 

• Mehr Personal und bessere Ausbildung 

Der nicht erst auf die Corona-Pandemie entfallende Aufgabenzuwachs hat für den KOD 

keine nennenswerte Verbesserung der Personalausstattung erzeugt. Die komba gewerk-

schaft nrw fordert daher eine aufgabengerechte Personalbemessung: Neue oder erweiterte 

Aufgaben müssen mit zusätzlichen Stellen hinterlegt werden. Es darf nicht sein, dass Politik 

und Öffentlichkeit immer neue Erwartungen an den KOD stellen, ohne zugleich für ausrei-

chendes Personal zu sorgen. Darüber hinaus bestehen in nahezu allen Städten erhebliche 

Probleme bei der Gewinnung neuen Personals. Die Tätigkeit von Beschäftigten im KOD 

muss attraktiver werden, um genügend qualifizierte Bewerber*innen gewinnen zu können. 

Dazu gehören aus Sicht der komba gewerkschaft nrw Ausbildungsangebote, Karriereper-

spektiven und eine höhere Wertschätzung dieses Berufsfeldes. Mindestens erforderlich wird 

eine landeseinheitliche Grundausbildung für alle Mitarbeitenden der kommunalen Voll-

zugsdienste. Diese standardisierte Basisausbildung ggf. mit Abschlusszertifikat würde die 

Qualität der Gefahrenabwehr landesweit absichern und Mobilität sowie Durchlässigkeit in-

nerhalb des Berufsfeldes bei den Kommunen erhöhen.  

Konkreter Bedarf besteht für einen landeszertifizierten Lehrgang „Kommunaler Ordnungs- 

und Vollzugsdienst“ als Mindestqualifikation für alle Neueinsteiger. Dessen Inhalte sollten 

neben allgemeinem Verwaltungsrecht und Ordnungsrecht gerade auch polizeirechtliche 

Kompetenzen, Einsatztraining, Kommunikation und Eigensicherung umfassen. Der Gesetz-

entwurf schweigt zu Fragen der Aus- und Fortbildung leider völlig. Hier sehen wir akuten 
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Nachsteuerungsbedarf durch den Landesgesetzgeber: Entweder direkt im OBG n.F. etwa in 

Form von Ermächtigungen für Rechtsverordnungen zu Ausbildungserfordernissen oder 

flankierend durch verwaltungsinterne Vereinbarungen muss festgelegt werden, welche 

Schulungsnachweise die Kommunen für ihr Ordnungspersonal erbringen sollen, bevor 

diese die neuen Eingriffsbefugnisse praktisch anwenden. Die Bürger*innen haben einen An-

spruch darauf, dass diejenigen, die hoheitlich vor Ort handeln, dafür auch entsprechend 

qualifiziert sind. 

Auf dieser Grundlage könnten zusätzliche Spezialisierungen z. B. mit Schwerpunkt Sozial-

ordnungsdienst oder Umweltordnungsdienst etc. aufsetzen. Fort- und Weiterbildungen 

sind außerdem verpflichtend anzubieten, insbesondere in den Bereichen Eingriffstechni-

ken, Deeskalation und Eigensicherung. Um realitätsnahe Trainings zu ermöglichen, sollte 

das Land Nordrhein-Westfalen seine polizeilichen Trainingszentren auch den kommunalen 

Vollzugsdiensten für gemeinsame Übungen zur Verfügung stellen. Gemeinsame Trainings 

von Polizei und Ordnungsdienst unter echten Einsatzbedingungen würden den gegenseiti-

gen Respekt fördern und die Professionalität der Ordnungsdienste weiter steigern. 

 

• Schutz der Beschäftigten und Konsequenzen bei Gewalt 

Leider sind neben Einsatzkräften von Feuerwehr und Rettungsdienst wie auch der Polizei 

ebenso kommunale Ordnungskräfte immer wieder Aggressionen und tätlichen Übergriffen 

ausgesetzt. Hier fordert die komba gewerkschaft nrw deutlich „Mehr Schutz vor gewalttäti-

gen Übergriffen“. Jeder Angriff auf Vollzugsbedienstete muss konsequent strafrechtlich ver-

folgt werden. Die komba gewerkschaft nrw erwartet von den Dienstherren in den Kommu-

nen und von der Landespolitik, dass Gewalt gegen Ordnungsmitarbeitende genauso wenig 

toleriert wird wie Gewaltvorfälle gegenüber Einsatzkräften der Blaulichtfamilie. In Richtung 

der Landesregierung fordert die komba gewerkschaft nrw, den Straftatbestand in §§ 113, 

115 StGB (Gewalt gegen Vollstreckungsbeamte und Personen, die Vollstreckungsbeamten 

gleichstehen) jeweils auf Beschäftigte im KOD zu erstrecken, sofern nötig durch Bundesrats-

initiativen. Zudem sollte das für die Einsatzkräfte von Feuerwehr und Rettungsdienst bei 

einzelnen kommunalen Trägern bereits eingeführte Meldesystem für Gewaltvorfälle landes-

weit ausgerollt werden, damit Übergriffe unbürokratisch erfasst und ausgewertet werden 

können. Hier könnte auf das bestehende IMEG-Meldesystem aus dem Aktionsbündnis „Ge-

meinsam gegen Gewalt“ zurückgegriffen werden, an dem die komba gewerkschaft nrw als 

Projektpartnerin beteiligt ist. Schließlich ist auch die psychosoziale Betreuung nach belas-

tenden Vorfällen sicherzustellen. Hier müssen Kommunen sensibel mit den hohen psychi-

schen Belastungen der Beschäftigten umgehen und Unterstützungsangebote bereitstellen. 

 

• Eingruppierung, Dienstrecht und berufliche Perspektiven 

Die gestiegenen Anforderungen und Risiken im kommunalen Ordnungsdienst müssen sich 

auch in einer angemessenen Eingruppierung der Tarifbeschäftigten widerspiegeln. Die 

komba gewerkschaft nrw begrüßt zwar, dass viele Tarifbeschäftigte bei entsprechend 
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ausgestalteten Aufgaben zwischenzeitlich in Umsetzung der höchstrichterlichen Rechtspre-

chung zum sogenannten „Streifengang“ in Entgeltgruppe 9a TVöD-V eingruppiert sind. Die-

ser eingruppierungsrechtliche Fakt honoriert jedoch noch nicht hinreichend die Verant-

wortlichkeit und das Gefahrenpotential, der die Beschäftigten im KOD tagtäglich ausgesetzt 

sind. Die Entgeltgruppe 9a TVöD-V stellt außerdem bereits das vergleichsweise Endamt für 

die gesamte Dienstzeit dar, ohne dass weitere Aufstiegsmöglichkeiten bestünden.  

Wir fordern daher die Schaffung von Aufstiegsperspektiven innerhalb des kommunalen Voll-

zugsdienstes. Mit der tariflichen Bewertung neuer Funktionen bspw. als Dienstgruppenlei-

ter*innen, Einsatzkoordinator*innen, Lehrtrainer*innen oder Leitstellenpersonal, die eine 

Eingruppierung in die höhere Entgeltgruppe 9b TVöD und höher spiegeln, sollten bei ausrei-

chender Personalstärke in jeder größeren Ordnungsbehörde entsprechende Aufstiegsper-

spektiven gerade für erfahrene Dienstkräfte bestehen. Zusätzlich setzt sich die komba ge-

werkschaft nrw dafür ein, eine Gefahrenzulage analog zur Polizei einzuführen. Dabei kann  

§ 68 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW als Grundlage dienen, um für kommunale 

Vollzugsbeschäftigte einen Zuschlag zu gewähren, der ihre besondere Beanspruchung bei 

der Vornahme bestimmter Polizeiaufgaben anerkennt. Diese Zulage würde ein wichtiges 

Zeichen der Wertschätzung senden und zugleich dem Wettbewerb um qualifiziertes Perso-

nal Rechnung tragen.  

Darüber hinaus ist mittel- bis langfristig die Statusfrage zu beleuchten: Sollte sich der Trend 

zu immer mehr hoheitlichen Befugnissen im Ordnungsdienst fortsetzen, muss ernsthaft er-

wogen werden, den kommunalen Vollzugskräften eine Verbeamtung zu ermöglichen, sei es 

auf freiwilliger Basis oder für neu eingestellte Kräfte. Eine Verbeamtung würde Dienstherren 

ermöglichen, Laufbahnen im vergleichsweise mittleren und gehobenen Dienst zu bieten, 

was die langfristige Personalbindung fördern kann. 

Mit der qualitativen Aufwertung der Aufgaben muss eine Neubewertung der Stellenprofile 

einhergehen. Aus arbeitsrechtlicher Sicht stellt sich die Frage, ob vorhandene Stellenbe-

schreibungen noch tarifgemäß sind, wenn Aufgaben wie das eigenständige Verhängen von 

Aufenthaltsverboten hinzukommen. Insoweit ist die flächendeckende Überprüfung der Ein-

gruppierungen im kommunalen Ordnungsdienst gemäß TVöD angezeigt. 

Sollte perspektivisch die Verbeamtung im KOD eingeführt oder ausgeweitet werden, wären 

auch die laufbahnrechtlichen Kategorien zu definieren. Denkbar wäre die Schaffung eines 

neuen Laufbahnzweiges „Kommunaler Vollzugsdienst“ analog zum vergleichsweise mittle-

ren Polizeivollzugsdienst oder die Eingliederung in bestehende Laufbahnen der allgemei-

nen Verwaltung mit besonderen Befähigungsnachweisen. Hierzu sollte der Landgesetzge-

ber frühzeitig Überlegungen anstellen. Für die bereits aktiven Tarifbeschäftigten müssten 

Übergangs- und Wahlrechte diskutiert werden. 

 

III. Fazit und Erwartungen 

Der Gesetzentwurf markiert einen bedeutenden Schritt hin zu mehr Befugnissen und Ver-

antwortung für die kommunalen Ordnungsbehörden. Die komba gewerkschaft nrw begrüßt 
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ausdrücklich, dass die Rolle der Kommunen für Sicherheit und Ordnung anerkannt und ge-

stärkt werden soll. Viele unserer Kolleg*innen im KOD engagieren sich tagtäglich mit gro-

ßem Einsatz für die öffentliche Sicherheit. Es ist an der Zeit, ihnen durch klare gesetzliche 

Befugnisse, aber vor allem auch durch bessere Rahmenbedingungen, den Rücken zu stär-

ken. 

Sicherheit und Gefahrenabwehr gehen unabhängig von der Größe einer Kommune Hand in 

Hand und unabhängig davon, ob Landesbedienstete bei der Polizei oder kommunale Ord-

nungskräfte im Einsatz sind. Eine uneinheitliche Gefahrenabwehr nach Kassenlage der 

Kommunen wäre sicherheitspolitisch fatal. Deshalb gebietet das Konnexitätsprinzip eine 

anforderungsgerechte Finanzierung des angestrebten Schutzniveaus landesweit. 

Die komba gewerkschaft nrw hofft, dass diese Stellungnahme zur weiteren Versachlichung 

der Diskussion beiträgt und die Perspektive der Beschäftigten im KOD angemessen berück-

sichtigt wird. Wir stehen für Rückfragen und den weiteren Dialog jederzeit zur Verfügung. 

 

Köln, 31.07.2025 

   

Sandra van Heemskerk   Frank Meyers 

Landesvorsitzende    Landesvorsitzender 


